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ökonomischen Entwicklung durchzusetzen. Den Fragen der 
strafrechtlichen Wertung der verursachten wirtschaftlichen 
Schäden, der Schuld sowie der Anwendung der Bestimmung 
über das Wirtschafts- und Entwicklungsrisiko wird be­
sondere Aufmerksamkeit zu schenken sein.

Die vorbeugende Arbeit der Justizorgane gewinnt im Zu­
sammenwirken mit den UntersuchungsOrganen an Gewicht. 
Größere Anstrengungen und mehr Konsequenz sind erfor­
derlich bei der Untersuchung der Ursachen und begünstigen­
den Bedingungen, insbesondere bei Straftaten auf diesem 
Gebiet. Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen die Not­
wendigkeit, die rechtliche Verantwortlichkeit derjenigen 
konsequenter zu prüfen, die durch Verletzung gesetzlicher 
Pflichten hinsichtlich der Rechtskontrolle und zur Verhütung 
von Straftaten die rechtzeitige Aufdeckung verhindert oder 
auf andere Weise strafbare Handlungen begünstigt haben.

Die Wiedergutmachung des Schadens ist ebenso nachhal­
tig durchzusetzen, wie alles durch Straftaten Erlangte dem 
Täter zu entziehen ist. Aber auch die Anwendung der diszi­
plinarischen und materiellen Verantwortlichkeit sollte ohne 
Abstriche erfolgen. Der Schutz des Volksvermögens verlangt 
schließlich, daß die gesellschaftliche Erziehung jener Bürger 
verstärkt wird, die selbstverständliche Zahlungsverpflichtun­
gen aus mangelnder gesellschaftlicher Disziplin nicht erfüllen.

Schutz vor Havarien und Bränden

Die Hauptanstrengurigen der Justizorgane sind ferner auf 
den Arbeite-, Brand- und Havarieschutz sowie auf die Festi­
gung der technologischen Disziplin zu richten.

Der zunehmende Nationalreichtum, alle Maßnahmen zur 
Meisterung der wissenschaftlich-technischen Revolution, die 
umfassende Intensivierung, die rasche Entwicklung und breite 
Anwendung der Schlüsseltechnologien, neue Schritte der Ver­
edlung in allen Produktionsstufen erfordern eine hohö tech­
nologische Disziplin und eine hohe Arbeite- und Produk­
tionssicherheit an j e d e m  Arbeitsplatz unter Beachtung der 
Spezifik der Produktion. Die Notwendigkeit größerer An­
strengungen in der Gesetzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts 
und in der Öffentlichkeitsarbeit bei der Durchsetzung der 
einschlägigen Beschlüsse und Rechtsvorschriften ergibt sich 
auch aus den Ergebnissen der Kontrolltätigkeit der staat­
lichen Organe im vergangenen Jahr. Die Analyse des Brand-, 
Havarie- und Störgeschehens 1985 läßt — bei aller relativ 
positiven Gesamtentwicklung auch hier — erkennen, daß die 
Mehrzahl der Schadensfälle durch subjektives Fehlverhalten 
von Leitern und Werktätigen verursacht wurde und vermeid­
bar war. Genosse Willi Stoph hat deshalb in seinem Referat 
zur Begründung der Direktive zum Fünf jahrplan für die Ent­
wicklung der Volkswirtschaft der DDR in den Jahren 1986 
bis 1990 mit Nachdruck gefordert: „Eine wichtige Aufgabe 
für alle Staatsorgane, Kombinate, Betriebe und Einrichtungen 
besteht im Schutz der vom Volke geschaffenen Werte und 
in der Abwendung von Störungen, Havarien und anderen 
Schäden. Deshalb tragen die Leiter in Staat und Wirtschaft 
für die Einhaltung der Staats- und Plandisziplin, für die 
Durchsetzung unserer sozialistischen Gesetzlichkeit, für Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit eine besondere Verantwor­
tung.“«

Strikte Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
und Gerechtigkeit in der Arbeit der Justizorgane

„Mit der verantwortungsbewußten Handhabung von Recht 
und Gesetz nach dem Grundsatz, daß alle Bürger vor dem 
Gesetz gleich sind, wird die Gewißheit der Bürger gestärkt, 
daß die Rechtssicherheit in unserem Staat ein Wesensmerkmal 
des Sozialismus ist.“15 16 Der Arbeiter-und-Bauern-Staat ge­
währleistet die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz als 
ein Grundprinzip sozialistischer Gerechtigkeit.

Das Bemühen der Staatsanwälte und Richter um dem 
Gesetz entsprechende und gerechte Entscheidungen — und 
zwar von der ersten Entscheidung an — hat auch weiterhin 
große Bedeutung für die Vertiefung des Vertrauensverhält­
nisses der Bürger zur Politik unseres Staates und zur Stär­
kung der Staatsautorität. Die bewußte Handhabung von 
Recht und Gesetz schließt die Pflicht jedes Richters, Staats­

anwalts und Notars ein, die Grundsätze des Straf- und Zivil­
prozeßrechts bei allen Entscheidungen gewissenhaft zu beach­
ten. Zur Gewährleistung der Rechtssicherheit gehört, daß 
Rechtsverletzungen aufgedeckt und ohne Ansehen der Person 
entsprechend dem Gesetz geahndet werden. In der Straf­
rechtspflege gilt das Prinzip, daß die Verantwortlichkeit für 
eine Straftat unabwendbar ist, daß aber kein Unschuldiger 
strafrechtlich verfolgt wird.

Es gehört zum Berufsethos der Mitarbeiter der Justiz­
organe, bei der Verwirklichung des sozialistischen Rechts 
Vorbild zu sein. Diese vorbildliche Arbeit, zur der klare 
Orientierungen durch die zentralen Justizorgane gegeben 
werden, ist auch Hauptanliegen eines hohen Niveaus der 
Rechtskultur.

Wirksame Rechtserziehung und Rechtspropaganda

Für die Verstärkung der Wirksamkeit der Rechtserziehung 
und Rechtspropaganda gibt der XI. Parteitag die Orientie­
rung, sie als Bestandteil der politischen Massenarbeit „aufs 
engste mit der gesellschaftlichen Praxis, mit dem täglichen 
Kampf um die Friedenssicherung, mit dem Leben der Men­
schen“ zu verbinden. „So betrachten wir das Gespräch der 
Kommunisten mit allen Bürgern über die Grundfragen unse­
rer Zeit, über die sie bewegenden Anliegen und Probleme 
als Aufgabe, die nirgendwo vernachlässigt werden darf. Sehr 
genau sollten dabei die konkreten Bedingungen und neuen 
Anforderungen beachtet werden.“17 Und im Bericht der An­
tragskommission an den XI. Parteitag wird die Notwendig­
keit unterstrichen, „unsere Bürger noch besser mit dem in 
unserem Staat geltenden Recht und der sozialistischen Gesetz­
lichkeit vertraut zu machen“.18

Die Analyse der bisherigen umfangreichen rechtspropa­
gandistischen Arbeit der Juristen zeigt, daß verstärkt die 
Verfassung der DDR und die auf ihrer Grundlage verwirk­
lichten Menschenrechte 4m Sozialismus erläutert werden soll­
ten.19 Wachsendes Interesse breiter Kreise der Werktätigen 
macht die zielstrebige Vermittlung von Kenntnissen zum 
sozialistischen Arbeite-, Zivil- und Familienrecht notwendig. 
Damit sollen gleichzeitig sozialistische Beziehungen im Ar­
beite- und Freizeitbereich weiter ausgebildet werden.

Große Beachtung verdient die Ausprägung der staatsbür­
gerlichen Verantwortung der Jugend, ihres Staats- und 
Rechtsbewußtseins. Dazu gibt der Bericht des Zentralkomi­
tees eine klare inhaltliche Orientierung: „Ausgehend davon, 
daß die sich heute und künftig vollziehenden Prozesse dn 
unserer Gesellschaft höhere Ansprüche an die Verhaltens­
weisen der Menschen, ihre Aktivität, ihr Verantwortungs­
bewußtsein, ihre schöpferische Tätigkeit und Kollektivität, 
an solche Eigenschaften wie Disziplin, Pflichtbewußtsein, 
Zuverlässigkeit und Gemeinschaftssinn stellen, erfordern in 
der Erziehungsarbeit Fragen des Gesamtverhaltens der Ju­
gend, ihrer Erziehung zur Hilfsbereitschaft, Kameradschaft­
lichkeit, Bescheidenheit, die Erziehung ihres Charakters, ihrer 
Gefühle unsere Aufmerksamkeit.“20 Diese Orientierung gilt 
auch als Anforderung an für alle Bürger verständliche und 
überzeugende Entscheidungen der Justizorgane, die den Inter­
essen der Werktätigen entsprechen. Mit diesen Entscheidun­
gen zur Wahrung der Rechte der Bürger, zur Lösung von 
Konflikten sowie mit vorbeugenden Maßnahmen sollte ein 
schöpferisches Klima im gesamten gesellschaftlichen Leben 
gefördert werden. Hauptfeld der rechtserzieherischen und 
rechtseriäuternden Arbeit ist und bleibt dabei das Arbeits­
kollektiv und die Jugend.

•

Die Beschlüsse des XI. Parteitages der SED sind auf das 
Wohl der Bürger, auf die Stärkung des Sozialismus und auf
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